
 
 
 

nahme entspricht. Der darüber hinausgehende Teil ist  als Schadensersatz 
nicht steuerbar. 
 

 

Vertragsmäßige Kapitalauszahlung aus einer Pensionskasse unterliegt 
dem regulären Einkommensteuersatz 
 

Wird statt laufender Auszahlungen aus einer Pensionskasse eine einma-
lige Kapitalabfindung gewählt, kommt dafür nicht der ermäßigte Ein-
kommensteuersatz zur Anwendung, wenn das Kapitalwahlrecht bereits in 
der ursprünglichen Versorgungsregelung enthalten war. Stattdessen 
unterliegt die Abfindung der regulären Einkommensbesteuerung. 
In dem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall hatte die Klägerin auf-
grund einer Entgeltumwandlung Ansprüche gegen eine Pensionskasse 
erworben. Es wurde vertraglich geregelt, dass die Versicherte anstelle 
einer Rente auch eine Kapitalabfindung wählen konnte. Davon machte die 
Klägerin Gebrauch. Sie begehrte die Anwendung des ermäßigten Ein-
kommensteuersatzes, weil es sich um eine Zusammenballung von Ein-
künften in einem einzigen Veranlagungszeitraum handele. Das treffe zwar 
zu, so das Finanzamt, doch entspreche diese Zusammenballung dem 
vertragsgemäßen Ablauf der jeweiligen Einkünfteerzielung, was den er-
mäßigten Steuersatz ausschließe. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzamts. Nur bei 
atypischen Zusammenballungen liegen die Voraussetzungen für die 
Anwendung des ermäßigten Einkommensteuersatzes vor. 
 

Fremdvergleich bei Mietverhältnis zwischen nahen Angehörigen 
 

Ein Mietverhältnis zwischen nahen Angehörigen entspricht nicht den 
Kriterien des Fremdvergleichs, wenn es in zahlreichen Punkten von den 
zwischen fremden Dritten üblichen Vertragsinhalten abweicht. 
So scheiterte vor dem Bundesfinanzhof ein Mietverhältnis zwischen einem 
Sohn und seiner Mutter, das als Kombination aus Mietvertrag und voraus-
setzungslos widerruflichem Schenkungsversprechen vereinbart wurde. 
Der Sohn war Eigentümer einer Doppelhaushälfte, die er zunächst selbst 
bewohnte. 2002 schenkte die Mutter dem Sohn 115.000 EUR. Die 
Schenkung sollte die Mutter jährlich bis zu einem Betrag von 10.000 EUR 
durch schriftliche Erklärung bis zur ersten Dezemberwoche des jeweiligen 
Jahres ohne Begründung widerrufen dürfen. Im gleichen Jahr schlossen 
Mutter (Mieterin) und Sohn (Vermieter) einen schriftlichen Mietvertrag über 
das Haus für monatlich 400 EUR Miete ohne Nebenkostenvorauszahlung. 
Eine Anpassung der Kaltmiete an die ortsübliche Vergleichsmiete durch 
den Vermieter war jederzeit mit einer Frist von einem Monat möglich. 
Anfang Dezember 2002 vereinbarten Mutter und Sohn, die Miete und die  
 

 

Nebenkosten einmal jährlich durch Widerruf der Schenkung und Aufrech-
nung zu leisten, bis die Schenkung aufgebraucht wäre. 
Die steuerliche Anerkennung von Verträgen zwischen nahe stehenden 
Personen hängt davon ab, dass die Verträge bürgerlich-rechtlich wirksam 
vereinbart worden sind und sowohl die Gestaltung als auch die tatsäch-
liche Durchführung des Vereinbarten dem zwischen Fremden Üblichen 
entsprechen. 
Der Bundesfinanzhof hielt die vorliegende Gestaltung für nicht fremd-
üblich. Hiergegen sprach bereits die wirtschaftliche und rechtliche Verbin-
dung zwischen Schenkungsvertrag und Mietvertrag. Ein fremder Mieter 
hätte sich auf ein derartiges Vertragsgeflecht nicht eingelassen. Zum 
Beispiel sind Schenkungen regelmäßig nicht widerruflich ausgestattet. 
Wenn doch, wird der Widerruf von bestimmten Voraussetzungen abhän-
gig gemacht. 
Auch im abgeschlossenen Mietvertrag gab es zahlreiche Abweichungen 
zu zwischen fremden Dritten üblichen Vereinbarungen. Zum Beispiel 
werden Mietzahlungen üblicherweise nicht nur einmal jährlich im Nach-
hinein geleistet. Die Nebenkosten werden nicht ohne Vorauszahlungen 
nur einmal jährlich abgerechnet und mit erheblicher Verzögerung be-
glichen. Ein fremder Vermieter würde sich auf eine nur jährliche Zahlung 
und die damit verbundene erhebliche Vorleistung seinerseits nicht ein-
lassen. Zudem betrug die Kündigungsfrist für die Mieterin zwölf Monate. 
Eine Anpassung der Kaltmiete an die Vergleichsmiete war jederzeit mit 
einer Frist von einem Monat möglich. Zudem war keine Kaution vereinbart.
 

Keine Besteuerung der privaten Kfz-Nutzung bei Fahruntüchtigkeit 
 

Ist ein Arbeitnehmer durch eine schwere Erkrankung fahruntüchtig, ist für 
die Zeit, in der er aus diesem Grund seinen Dienstwagen nicht fahren 
kann, kein geldwerter Vorteil im Rahmen der 1 %-Regelung zu versteuern. 
Das gilt zumindest dann, wenn das Fahrzeug auch keinem anderen 
Dritten, z. B. dem Ehepartner des Arbeitnehmers, zur privaten Nutzung 
zur Verfügung stand. So entschied das Finanzgericht Düsseldorf. 
Die Möglichkeit, einen Dienstwagen unentgeltlich zu privaten Zwecken zu 
fahren, führt bei Arbeitnehmern zu einem geldwerten Vorteil. Dieser ist 
steuerpflichtig und führt zu Beiträgen in der gesetzlichen Sozialversiche-
rung. Der Vorteil ist monatlich zu berechnen. Wird dem Arbeitnehmer ein 
ärztliches Fahrverbot erteilt, ist für jeden vollen Kalendermonat, in dem 
das Fahrverbot gilt, keine Privatnutzung zu versteuern. Eine zeitanteilige 
Aufteilung innerhalb eines Monats kommt aber nicht in Betracht. 
Der Bundesfinanzhof sah dies in 2013 anders. 
 

Zuzahlungen des Arbeitnehmers kürzen den geldwerten Vorteil aus 
der Nutzungsüberlassung eines betrieblichen Kfz 
 

Der geldwerte Vorteil eines Arbeitnehmers aus der Überlassung eines 
betrieblichen Pkw zur privaten Nutzung und für Fahrten zwischen der 
Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte ist als Arbeitslohn steuer-
pflichtig. Die Berechnung kann entweder nach der sog. 1 %-Regelung 
oder bei entsprechender Belegführung nach der Fahrtenbuchmethode 
erfolgen. 
In beiden Fällen ist nach Urteilen des Bundesfinanzhofs der geldwerte 
Vorteil um Zuzahlungen des Arbeitnehmers zu kürzen. Unerheblich ist, ob 
es sich um monatlich gleichbleibende Beträge oder einzelne individuell 
 
 

nachstehend erhalten Sie unsere Mandanteninformationen für das 
II. Quartal 2017: 
 

Dienstwagenbesteuerung in Leasingfällen 
 

Ist ein vom Arbeitgeber geleaster Pkw dem Arbeitnehmer zuzurechnen, 
weil dieser die wesentlichen Rechte und Pflichten des Leasingnehmers 
hat (Zahlung der Leasingraten, Instandhaltung, Haftung für Sachmängel 
und Beschädigung), dann fehlt es an der Überlassung eines betrieblichen 
Fahrzeugs. Der geldwerte Vorteil für private Fahrten kann dann nicht 
pauschal nach der 1 %-Regelung oder der Fahrtenbuchmethode ermittelt 
werden. Das entschied 2014 der Bundesfinanzhof im Fall einer unselbst-
ständig tätigen Gemeindebürgermeisterin, die von den besonders 
günstigen Konditionen des Behördenleasings profitiert hatte. Maßgeblich 
war unter anderem, dass die Gemeinde ihr den Pkw nicht aufgrund einer 
Regelung im Arbeitsvertrag, sondern aufgrund einer unabhängigen 
Sonderrechtsbeziehung (Unterleasingvertrag) überlassen hatte. 
Das Bundesministerium der Finanzen hat die Entscheidung des Bundes-
finanzhofs im Hinblick auf das Kriterium einer vom Arbeitsvertrag unab-
hängigen Sonderrechtsbeziehung auch außerhalb des Behördenleasings 
aufgegriffen. Die Nutzungsüberlassung eines vom Arbeitgeber geleasten 
und dem Arbeitnehmer auch zur privaten Nutzung überlassenen Pkw ist 
unter folgenden Voraussetzungen nach der 1 %-Regelung oder der 
Fahrtenbuchmethode zu bewerten: 

· Zivilrechtlicher Leasingnehmer gegenüber der Leasinggesellschaft ist 
der Arbeitgeber. 

· Der Anspruch auf die Pkw-Überlassung ist arbeitsvertraglicher Vergü-
tungsbestandteil, wurde also schon bei Abschluss des Arbeits-
vertrags vereinbart oder geht mit der Beförderung des Arbeitnehmers 
in eine höhere Gehaltsklasse einher oder 

· der Anspruch wird im Rahmen einer steuerlich anzuerkennenden 
Gehaltsumwandlung mit Wirkung für die Zukunft (Verzicht auf Barlohn 
gegen Gewährung des Pkw-Nutzungsrechts) vereinbart. 

Sind die Voraussetzungen erfüllt, darf der Arbeitgeber die pauschalen 
Kilometersätze im Rahmen einer Auswärtstätigkeit mit diesem Pkw nicht, 
auch nicht teilweise, steuerfrei erstatten. 
 

Entschädigungszahlungen bei der Rückabwicklung eines geschlosse-
nen Immobilienfonds sind nicht steuerbar 
 

Grundsätzlich gehört die Veräußerung oder der Rückerwerb einer Beteili-
gung an einem Immobilienfonds zu den privaten Veräußerungsgeschäften, 
wenn die Veräußerung innerhalb von zehn Jahren erfolgt. Werden so 
genannte „Schrottimmobilien“ rückabgewickelt, kann die dafür geleistete 
Zahlung in ein steuerpflichtiges Veräußerungsentgelt und in eine nicht 
steuerbare Entschädigungsleistung aufgeteilt werden. 
In drei vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fällen hatte eine eigens zur 
Rückabwicklung gegründete Tochtergesellschaft eines Kreditinstituts ein 
Angebot zum Rückkauf gemacht. Voraussetzung für den Rückkauf war 
u. a., dass die Beteiligten die anhängigen Schadensersatzklagen zurück-
nahmen und auf die Geltendmachung weiterer Ansprüche verzichteten. 
Die sodann geleistete Zahlung war in eine steuerbare und eine nicht 
steuerbare Leistung aufzuteilen. Steuerbar ist der Teil der Gegenleistung, 
der dem tatsächlichen Wert der Beteiligung zum Zeitpunkt der Rück-
 

getragene Kosten handelt. 
Übersteigen die selbst getragenen Kosten den Wertansatz für die private 
Kfz-Nutzung, bleiben sie unberücksichtigt. Dadurch ergibt sich kein nega-
tiver Wertansatz. Vielmehr wird unterstellt, dass eine derartige Über-
zahlung auf private Ursachen zurückzuführen ist. 
 

 

Zusammenveranlagung trotz langjähriger räumlicher Trennung 
 

Ein seit 1991 verheiratetes Ehepaar wohnte seit 2001 getrennt. Für 2012 
lehnte das Finanzamt deshalb eine Zusammenveranlagung ab. 
Das Ehepaar argumentierte dagegen, dass es lediglich räumlich, nicht 
aber persönlich und geistig getrennt lebte. Die Ehefrau war als Ärztin 
berufstätig und nur wegen der schwierigen familiären Situation durch die 
im selben Haus lebende pflegebedürftige Mutter des Mannes ausge-
zogen. Die Eheleute trafen sich weiterhin regelmäßig abends und an 
Wochenenden und unternahmen gemeinsame Ausflüge, Urlaube und 
sonntägliche Kirchenbesuche. Die Kosten hierfür und den Unterhalt des 
gemeinsamen Sohnes trugen beide stets gemeinsam. Andere Partner gab 
es niemals. Außerdem war geplant, auf einem gemeinsamen Grundstück 
einen Bungalow zu errichten, um dort wieder zusammenzuziehen. 
Diese Argumente überzeugten das Finanzgericht Münster. Es glaubte 
dem Ehepaar, die persönliche und geistige Gemeinschaft trotz der räum-
lichen Trennung aufrechterhalten zu haben. Dass das Ehepaar grundsätz-
lich getrennt wirtschaftete und getrennte Konten führte, sei heutzutage
auch bei räumlich zusammen lebenden Eheleuten üblich. 
 

Gewerbliche Einkünfte durch Vermietung eines Arbeitszimmers an 
eigenen Auftraggeber 
 

Die Vermietung von Wohnraum ist nur dann eine gewerbliche Tätigkeit, 
wenn die Betätigung des Vermieters sich als gewinnstrebende Beteiligung 
am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr darstellt und hinter der bloßen 
Nutzung des Mietobjekts als Vermögensanlage zurücktritt. 
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall erzielte eine Frau 
gewerbliche Einkünfte, indem sie nebenberuflich für einen Professor 
Gutachten schrieb. Sie vermietete ein Arbeitszimmer im eigenen Einfamili-
enhaus an den Professor. Dieser sollte ihr den Raum rücküberlassen, 
ohne ihn selbst zu nutzen. Der Professor zahlte ihr folglich in Form des 
Mietzinses einen Aufschlag für die Schreibarbeit. Die Frau machte indes 
Verluste aus Vermietung und Verpachtung geltend. Da sie den Raum 
ohne die gewerbliche Tätigkeit aber nicht an den Professor vermietet 
hätte, war die Vermietung Teil ihrer gewerblichen Tätigkeit. Sie hätte daher 
steuermindernd nur Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer geltend 
 
 

Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant, 



 
 
 

 

machen können. Dies scheiterte im konkreten Fall jedoch an den hierfür 
weiter notwendigen räumlichen Voraussetzungen. 
 

An GmbH als Versicherungsnehmerin gezahlte Versicherungs-
leistungen wegen Erkrankung des Gesellschafter-Geschäftsführers 
sind Betriebseinnahmen 
 

Eine Freiberufler-GmbH hatte eine Betriebsunterbrechungsversicherung 
abgeschlossen, in der auch die Krankheit ihres alleinigen Gesell-
schafter-Geschäftsführers abgesichert war. Die Versicherungsbeiträge 
wurden als Betriebsausgaben gebucht. Aufgrund eines krankheitsbe-
dingten Arbeitsausfalls des Geschäftsführers erhielt die GmbH Versiche-
rungsleistungen von 34.200 EUR ausgezahlt, die sie nicht als betriebliche 
Einnahme, sondern als nicht steuerbare verdeckte Einlage des Gesell-
schafters deklarierte. Das Finanzgericht Köln entschied aber, dass es sich 
um eine betriebliche Einnahme handelt, weil nur die GmbH als Versiche-
rungsnehmerin Anrecht auf die Versicherungsleistung hatte. 
 

Hinweis: Bei Einzelunternehmen und Personengesellschaften sind Auf-
wendungen für Versicherungen, die das persönliche Krankheitsrisiko der 
Unternehmer absichern, keine Betriebsausgaben. Versicherungs-
leistungen sind entsprechend auch keine Betriebseinnahmen. 
 

Mietvertragliche Individualvereinbarungen haben Vorrang vor schrift-
lichen Formularregelungen 
 

Der Bundesgerichtshof befasste sich in einer Entscheidung mit der Frage, 
ob mündliche Änderungen eines Gewerbemietvertrags trotz einer formu-
larmäßig vereinbarten sog. doppelten Schriftformklausel wirksam sind. 
Unter einer doppelten Schriftformklausel versteht man dabei eine Verein-
barung, die vorsieht, dass Änderungen und Ergänzungen des Mietver-
trags und auch die Aufhebung dieser Klausel einer schriftlichen Vereinba-
rung bedürfen. 
Nach Ansicht des Gerichts kann eine Schriftformklausel, die formular-
mäßig vereinbart wurde, jedoch nicht verhindern, dass die Vertrags-
parteien mündlich oder stillschweigend Änderungen des Vertrags verein-
baren. Eine Individualabrede zwischen den Parteien hat immer Vorrang 
vor Formularvereinbarungen oder Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
Dies beruht auf der Überlegung, dass derartige Vereinbarungen als 
generelle Richtlinien für eine Vielzahl von Verträgen abstrakt vorformuliert 
 

und daher von vornherein auf Ergänzung durch die individuelle Einigung 
der Parteien ausgelegt sind. Vereinbaren die Parteien, wenn auch nur 
mündlich, etwas anderes, so kommt dieser Änderung Vorrang zu. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob die Vertragspartner bei ihrer mündlichen 
Absprache an die entgegenstehende Klausel gedacht haben und sich 
bewusst darüber hinwegsetzen wollten. 
 

Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 
 

Schüler können in den Ferien im Rahmen eines kurzfristigen Beschäfti-
gungsverhältnisses unbegrenzt Geld verdienen, ohne sozialversiche-
rungspflichtig zu werden. Voraussetzung dafür ist, dass die Dauer des 
Ferienjobs bei einer Arbeitswoche von mindestens fünf Tagen höchstens 
drei Monate beträgt. Bei einer Arbeitswoche unter fünf Tagen dürfen 
gesamt 70 Arbeitstage nicht überschritten werden. Eine geringfügige 
Beschäftigung liegt jedoch nicht mehr vor, wenn diese berufsmäßig aus-
geübt wird und das Arbeitsentgelt 450 EUR im Monat übersteigt. 
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen kurzen Zeit-
raum hinaus fortgesetzt und ein Arbeitsentgelt von bis zu 450 EUR im 
Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sog. Minijobs anzuwenden. 
Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 20. Juli 
bis 1. September 2017 montags bis freitags in einer Firma und erhält 
dafür ein Entgelt von insgesamt 900 EUR. Es entsteht keine Sozialver-
sicherungspflicht, weil er nicht mehr als drei Monate arbeitet. Am 
1. Oktober 2017 vereinbaren sie, dass Paul fortan für monatlich 450 EUR 
weiterarbeitet. Ab diesem Tag hat der Arbeitgeber pauschale Sozialver-
sicherungsabgaben, Pauschalsteuer und Umlagen an die Minijob-Zentrale 
der Bundesknappschaft zu entrichten. Außerdem wird ein Arbeitnehmer-
anteil zur Rentenversicherung einbehalten, sofern Paul keine Befreiung 
von der Rentenversicherungspflicht beantragt. 
 

Hinweis: Wegen weiterer zu beachtender Vorschriften (z. B. Gesetz zur 
Stärkung der Tarifautonomie) sollte eine Abstimmung mit dem Steuerbe-
rater erfolgen. 
 
Wir wünschen Ihnen alles Gute, mit den besten Grüßen 
 
J. Hollstein   M. Turko  R. Haever  F. Güntzler 
 

J.-K. Vietor T. Kumpe    M. Engel 
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